
Liebe AntiAtom- Freundinnen und – Freunde,
liebe Interessierte

Unter dem Motto 
Wir sind Energiewende
kommen heute bundesweit in über 60 Orten Menschen zusammen, um ein starkes Zeichen 
zu setzen: 

Wir fordern und treten ein . . .

-> Für eine konsequente, echte Energiewende ! 
-> Weg von Kohle und Atom!

Die ist und wäre auch effektiv,  natur- und sozialverträglich machbar - wenn sie denn 
nicht von Teilen der Politik und den Atom- und Kohle-“Energieriesen“ boykottiert, 
torpediert und unpopulär gemacht würde.
Diese fürchten um alte Pfründe und Renditen und wollen diese möglichst lange erhalten – 
auf Kosten der Menschen, Umwelt, Natur.
Diese wollen Monopolstellungen bewahren, dezentrale und demokratische Strukturen sollen 
und werden verhindert oder künstlich unattraktiv gemacht werden.

Immer offener wird die Erreichbarkeit der Ziele, die Energiewende, angezweifelt, in Frage 
gestellt.
Ganz im Sinne der Atom- und Kohle- Großkonzerne.

Auch der Euskirchener MdB Detlef Seif (CDU) zweifelte in – von AntiAtom-Euskirchen 
(unterstützt von BUND-Euskirchen) organisierten – zwei Podiumsdiskussionen in 
Euskirchen, auch noch kurz nach Fukushima (im Juni 2011),  die Machbarkeit des den 
Atomausstieg und die Energiewende an.

Ebenso die auch unseren Wahlkreis vertretende MdB Gabriele Molitor (FDP). 

Sie nahm, trotz frühzeitiger Einladung und Abstimmung, gar nicht erst an der zweiten 
Podiumsdiskussion teil. Sie hätte nichts neues zu sagen, ihre Standpunkte zur Energiepolitik 
(geäußert in der ersten Podiumsdiskussion, vor Fukushima) seien bekannt.

Das folgende politische Handeln der CDU/CSU/FDP-Regierung entsprach und entspricht 
denn auch völlig dieser Haltung, sorgt fast zwangsläufig zu einer sich selbst erfüllenden 
Prophezeiung:

So wird z.B. weiterhin auf Zentralisierung zugunsten der Großkonzerne gesetzt und 
gefördert (Off-Shore-Windparks), ebenso wie auf ein (unnötiges) Revival des Klimakillers 
Kohlekraft. Profiteure sind die alten Atom- und Kohle-Konzerne.

Dezentrale Energien, allen voran der Photovoltaik, werden Förderungen brutal gekürzt.
Folge: Ein aufstrebender, technologisch führender Wirtschaftszweig mit hohen und 
wachsenden Beschäftigtenzahlen in Deutschland wird zerstört.

Weitere Folge: Alle Macht und „Machbarkeits“-Macht und -Definition liegt wieder bei den 
alten Konzernen, deren Interesse es ist, ihr altes Kerngeschäft – Atomkraft und Kohlekraft – 
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nicht zu verlieren, weiterhin aus diesen Investitionen unendlich Geld zu schöpfen.

Auf Kosten von Mensch, Natur, Umwelt, Sicherheit.
Der Profit der Konzerne zählt.
Dafür werden auch die Kosten der Energiewende völlig ungerecht verteilt, das 
Schreckensszenario der Strompreiserhöhungen kreiert. 
Eine Steilvorlage, um diese unpopulär zu machen, als nächsten Schritt zu behaupten, ohne 
Atom und Ausbau des Klimakillers Kohlekraft ginge es nicht.
Denn, die Hauplast tragen kleine und mittelständische Unternehmen und die 
Privahaushalte, damit trifft es die Ärmsten natürlich im Verhältnis völlig überproportional.

Besonders Energieintensive Industrie, die Konzerne, bleiben z.B. von Steuern auf Strom 
und der EEG-Umlage weitestgehend verschont, sie werden befreit. 
Über 700 Unternehmen sind von der Ökostromumlage befreit, über 23.000 Firmen genießen 
Vergünstigungen  oder gar Befreiung von der Stromsteuer.

Mal ganz davon abgesehen, dass die letzten Strompreiserhöhungen mehr mit den Öl- und 
daran gekoppelten Gaspreisen zu tun hatten, als mit der EEG-Umlage zur Förderung der 
erneuerbaren Energien.

Verschwiegen werden natürlich auch die jahrzehntelangen, teils versteckten Subventionen 
für Kohle- und Atomstrom, so dass der Preis für diesen künstlich niedrig gehalten wurde.

Und es kommt noch besser, unverfrorener und wirkt wie eine Realsatire: 

Auch die Kosten für den Netzausbau, hier: vier gigantische Stromtrassen von Nord- nach 
Süddeutschland, um dort die Stromversorgung durch zentralisierte Großkonzernprojekte 
(Off-Shore-Windparks in Nord- und Ostsee) zu sichern, sollen auf die 
PrivatverbraucherInnen abgewälzt werden. 

D.h.: Die Netzbetreiber streichen zwar später den Gewinn ein, läuft jedoch etwas schief, 
oder werden die Trassen zu spät fertig, der Anschluss wird nicht rechtzeig fertig und die 
Windparks im Norden könnten nicht direkt ans Netz, haften die privaten VerbraucherInnen 
für den Gewinnausfall der Konzerne!

Über einen höheren Strompreis, bzw. eine höhere EEG-Umlage! 
(Wer ist davon natürlich nicht betroffen, weil befreit? s.o.!)

Unverfrorener geht’s nicht!
So wird Stimmung gegen die Energiewende gemacht.

Zumal diese Trassen in diesem Ausmaß nicht nötig wären, würde mensch auf dezentrale 
Energieversorgung und intelligente Stromnetze (in kommunaler/Bürger- Hand) setzen.
Aber daran würden ja viele Einzelne (BürgerInnen) verdienen, nicht die Großkonzerne, die 
um ihre Pfründe fürchten . . .

So wird eine Energiewende unpopulär gemacht!
Denn es erübrigt sich leider zu sagen, dass die VerbraucherInnen an den möglichen 
Gewinnen der Stromkonzerne und Netzbetreiber allerdings nicht beteiligt werden (nicht 
geplant).



Und zu sog. „einkommensschwachen Haushalten“ fällt dieser Regierung nur ein 
„Beratungsprogramm“ statt Erleichterung ein.
Sozialtarife lehnt Umweltminister Altmeier (CDU) ab, im Gegensatz zu Befreiungen und 
Steuererleichterungen für die Industrie.

Dabei sind Arme natürlich von Preiserhöhungen relativ am stärksten belastet.

Und der Staat kassiert Milliarden an Umsatzsteuer auf Strom und EEG-Umlage. 

Neueste Pläne, Ideen, sehen eine Strafabgabe für Betreiber von Windkraft- und 
Photovoltaik-Anlagen vor. Ein weiterer Ausbau soll per Verbot ausgesetzt werden.

Atom- und Kohlestrom soll wieder Vorrang bei der Einspeisung ins Netz bekommen.

Ein klarer Versuch, eine wirkliche und schnellere Energiewende, damit auch einen Atom- 
und Kohleausstieg, auszubremsen, ja zu verhindern.

Hier gilt es,  klare Zeichen zu setzen:
Rote Karte für so agierende PolitikikerInnen 
und für Kohle- und Atom-Strom-Konzerne!

Ein erster Schritt, der meist sogar mit einer niedrigeren Stromrechnung einhergeht, auch 
keine unkalkulierbaren Folgekosten und Risiken für alle Menschen, die Umwelt und Natur 
und uns nachfolgende Generationen wie bei Kohle und Atom  produziert, ist ein Wechsel zu 
einem wirklichen Ökostromanbieter.

Die Infos und Vergleiche gibt’s hier am Infotisch.

- - - -  - - - - - - - - - - - - -  - - - - - - - - - – 

und hier sind wir beim Thema Atom und sogenanntem Atomausstieg, auch bei der 
kommenden Bundestagswahl 2013:

Denn hier fordern wir, die AntiAtom-Bewegung, ganz klar einen sofortigen, konsequenten 
wirklichen Atomausstieg. Mindestens aber einen bedeutend schnelleren. Ende mit dem 
Taktieren!

Und ein Ende mit dem Vertuschen, Verschweigen und Lügen.
Denn: als solches begreifen wir den sog. Ausstieg bundesweit und speziell in NRW!

Denn wir sprechen von einem „Atomausstieg“, der keiner ist – über die Hälfte der 
deutschen AKWs läuft noch, die letzten noch über 10 Jahre lang, für einige bedeutet dieser 
„Ausstieg“ sogar eine Laufzeitverlängerung.
Derweil wird die Energiewende  wie beschrieben von PolitikerInnen und (Atom-) Industrie 
teils schamlos torpediert und boykottiert, wird an einem Atom-Revival gebastelt.



Und hier: In NRW stehen zwar keine AKWs, es ist jedoch eine Drehscheibe für die 
nationale und internationale Atomwirtschaft. 

Mit der Urananreicherungsanlage in Gronau wird in NRW eine Atomfabrik betrieben, 
mit deren angereichertem Uran Atomkraftwerke in aller Welt betrieben werden.
Die Landesregierung sieht tatenlos zu und unternimmt auch nichts gegen die zahlreichen 
Urantransporte, die auf ihrem Weg von und nach Gronau quer durch ganz NRW rollen – 
mit Sonderzügen oder LKW-Konvois. 
Regelmäßige Atommülltransporte mit dem abgereicherten Uranhexafluorid (UF6) von 
Gronau nach Pierrelatte in Südfrankreich fahren durch dicht besiedelte Gebiete wie 
Münster und Hamm, durch das Ruhrgebiet, sowie durch Städte wie Köln, Bonn, Koblenz 
und Trier.
 
Solche Transporte, die zudem in der Regel ohne jegliche Sicherheitsmaßnahmen und 
Begleitung erfolgen, sind sofort einzustellen!

Uranhexafluorid reagiert mit Luft, z. B. bei einem Unfall mit Brand, zu Flusssäure, die bei 
Austritt in einem Radius von 5 km zum Tode führt. 

Ebenfalls scharf kritisiert die AntiAtom-Bewegung die Landesregierung für die neue 
Genehmigung der GNS-Atommüllfabrik in Duisburg, die nach Abschluss der 
Koaltionsverhandlungen noch eine neue Genehmigung erhalten hat. 
Diese steht in einem Duisburger Wohngebiet, 200m vom nächsten Mehrfamilienhaus und
400m vom nächsten Kindergarten entfernt.
Sie hat zurzeit eine Kapazität von 3.300 Tonnen Atommüll, der dort konditioniert, also für 
eine „Endlagerung verarbeitet wird. 
Auch hier fordern wir den Stop der Atommülltransporte und dass der Müll nicht mehr in 
dicht besiedelten Gebieten, sondern am „Entstehungsort“ verarbeitet werden soll. 

Und dann noch die  Atomanlage im belgischen Tihange. 
Ein Unfall in den über 30 Jahre alten, maroden Reaktoren würde die Nordeifel mit als erstes 
treffen und unbewohnbar machen.
2002 kam es hier beinahe zur Katastrophe, 2010 gelangten 600 Liter säurehaltiges Wasser in 
die Maas. 

Seit Jahren (und lange verheimlicht) treten 2 Liter radioaktives Wasser täglich aus, ohne 
dass die Behörden das Leck lokalisieren können.
Das Wasser wird aufgefangen und wir behandelt.
Wie immer, besteht angeblich keine Gefahr und kein Grund zur Besorgnis...

Am 16. August wurde Tihange (Block) 2 heruntergefahren.
Grund: Im AKW Doel (Belgien/Nord) wurden bei einer Ultraschallprüfung rund 8000 Risse 
im unteren Teil des dritten Reaktorblocks entdeckt.

In Tihange 2 ist derselbe Reaktorbehälter wie in Doel 3 montiert, in den 70er Jahren von der 
niederländischen Gesellschaft Rotterdamsche Droogdok Maatschappij, die nicht mehr 



existiert, hergestellt.
Diese lieferte Reaktordruckbehälter (RDB) weltweit aus.
In Deutschland sind Brunsbüttel und Philippsburg-1 mit diesem RDB-Typ bestückt. 

Nach der Abkühlungsphase wurde Tihange 2 am 10. September ebenfalls untersucht. 

Am 13. September gaben nun der Betreiber Electrabel und die belgische Atomaufsicht 
(FANC) bekannt, dass dieser Reaktorblock vergleichbare Probleme  aufweist.

Wir sprechen in diesem Zusammenhang von „Läsionen“,weil:

Die belgische Atomaufsicht spricht in ihren Meldungen immer nur sehr nebulös von 
„Fehlstellen im Reaktordruckbehälter“, ohne diese näher zu charakterisieren.
Ob es sich um Risse, Blasen oder Doppelungen handelt wurde nicht bekannt. Auch gibt es 
keine Informationen, ob das verwendete Untersuchungsverfahren überhaupt geeignet ist, 
zwischen den unterschiedlichen Formen von „Fehlstellen“ zu unterscheiden.
Möglicherweise haben sich an den bereits bei der Herstellung vorhandenen Fehlstellen 
durch mehr als 40 Jahre andauernden Neutronenbeschuss Materialermüdungen eingestellt.
Zu all diesen Details schweigt sich die belgische Atomaufsicht aus.
Entweder hat sie wirklich keinerlei Wissen darüber oder sie möchte der Öffentlichkeit diese 
Informationen verschweigen.

 Anti-Atomkraft-Initiativen in NRW und in der Euregio (B, NL, D)fordern von der 
belgischen Regierung die sofortige Stilllegung des AKW Tihange!

Grundsätzlich wird die sofortige Stilllegung aller Atomanlagen gefordert!

Es gibt also genug Gründe,  Energiewende verhindernde oder verlangsamende 
PolitikerInnen und Parteien sowie Kohle- und Atom-Strom-Konzerne nicht mehr zu 
unterstützen.
Genau das macht aber Jede und Jeder, der/die beispielsweise noch Strom von 
entsprechenden Konzernen bezieht, dafür Geld bezahlt.

Deshalb für den eigenen Haushalt:
Stromwechsel jetzt! Atomausstieg selber machen.
Ja zu einer konsequenten, ehrlichen und sozialverträglichen Energiewende!

- - - - - - - - - – -           - - - – -  - - - - - - - - - - - -

Weitere Hinweise / Infos:

29.9.12 => Int. Uran-Aktions-Tag; Gronau, Almelo
29.9.12 =>  umFAIRteilen


